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Yollzug der Wassergesetze;
Yerordnung des Landratsamt€s Würzburg vom 20.10.1995
über die Festsetzung eines Schutzgebiet€s für die Tfink-
wasserversorgungsanlage der Gemeinde Margetshöchheim
unter gleichzeitiger Aufhebung der Verordnung des

Landratsamtes Würzburg vom 28. 03. 1990 (Amtsblatt des

Landkreises Würzburg Nr. 1E/19m)

Das Landratsamt Würzburg erläßt aufgrund des $ 19 Abs.
1 Nr. I und Abs. 2 des 'üy'asserhaushaltsgesetzes (WHG)
i. d. F. der Bekanntmachung vom 23. September 1986
(BGBI I S. 1529, ber. S. 1654) i. V. m. Art. 35 und 75 des
Bayer. Wassergesetzes (BayWC) i. d. F. der Bekannt-
machung vom 19. 07. 1994 (GVBI S. 822) folgende

VERORDNUNG:

$1
AIlg€m€ines

Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung für die
Gemeinde Margetshöchheim wird in der Gemeinde
Margetshöchheim das in $ 2 näher umschriebene Schutz-
gebiet festgesetzt. Für dieses Gebiet werden die Anordnun-
gen nach $$ 3 - 7 erlassen.

$2
Schutzg€biet

(l) Das Schutzgebiet besteht aus

einem Fassungsbereich (Zone 1)

einer engeren Schutzzone (Zone II)
einer weiteren Schutzzone A (Zone IU A)
einer weiteren Schutzzone B (Zone III B)

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes und der einzelnen
Schutzzonen sind in dern im Anhang Anlage A veröf-
fentlichten Lageplan eingetragen. Für die genaue

Grenzziehung ist ein Lageplan im Maßstab 1 : 2.500
maßgebend, der im Landratsamt Würzburg und in der
Gemeinde Margetshöchheim niedergelegt ist; er kann
dort während der Dienststunden eingesehen werden.

Die genaue Grenze der Schutzzonen verläuft auf der
jeweils gezeichneten Grundstücksgrenze oder - wenn
die Schutzzonengrenze ein Grundstück schneidet -auf der, der Fassung näheren Kante der gezeichneten
Linie.

(3) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen
der im Schutzgebiet gelegenen Grundstücke berühren
die festgesetzten Grenzen der Schutzzonen nicht.

(4) Der Fassungsbereich ist durch eine Umzäunung, die
engere Schutzzone und die weitere Schutzzone A ist,
soweit erforderlich, in der Natur in geeigneter Weise
kenntlich eemacht.



$3
Verbot€ne oder nur beschrinkt zulässige Handlungen

(l) Es sind

im Fassungs- in der engeren
bereich Schutzzone

in der weiteren Schutzzone

entspricht Zone III A III B

1. bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnedschen Nutzungen

1.1 Düngen mit Gülle, Jauche und Festmist verboten verboten verboten wie Nummer 1.2

1.2 Düngen mit sonstigen organischen und
mineralischen Stickstoffdüngern
(s. Anlage B)

verboten - verboten, wenn die Stickstoffdüngung nicht
in zeit- und bedarfsgerechten Caben er-
folgt, insbesondere

- verboten auf abgeernteten Flächen ohne
unmittelbar folgenden Zwischen- oder
Hauptfruchtanbau

- verboten auf Dauergrünland vom l. Okto-
ber bis 28. Februar
verboten auf Ackerland vom l. Oktober bis
15. Februar

- verboten auf Brachland

- verboten auf tiefgefrorenem oder schneebe-
decktem Boden.

Bei einer urn den 01. 12. auf tiefgründigen (über
0,6 m) Böden gezogenen Bodenprobe ist ein
N-min-Gehalt von höchstens 45 kglha anzustre-
ben. Bei flachgründigen Böden (unter 0,6 m) ist
ein N-min-Gehalt von höchstens 35 kg,/ha anzu-
streben. Bei einer Überschreitung der anzustre-
benden Werte sind die Fachbehörden zu hören
(vgl. Anlage D)

1.3 Lagern und Ausbringen von Klär-
schlamm, Fäkalschlamm und Kompost
aus zentralen Bioabfallanlagen

verboten verboten verboten verboten

1.4 befestigte Dungstätten zu errichten
oder zu erweitern

verboten verboten verboten, ausgenommen ent-
sprechend den Maßgaben in
Anlage C

1.5 Anlagen zum Lagern und Abfüllen von
Gülle, Jauche und Silagesickersaft zu er-
richten oder zu erweitern

verboten verboten verboten, ausgenommen ent-
sprechend den Maßgaben nach
Anlage C

1.6 unbefestigte Lagerung von organischem
und mineralischem Stickstoffdünser

verboten verboten verboten, sofern nicht gegen
Niederschlag dicht abgedeckt
oder dichten Boden

l.'7 ortsfeste Anlagen zur Gärlutterbereitung
zu errichten oder zu erweitern

verboten verboten verboten, ohne Ableitung in
Jauche-, Gülle- oder Gärsaft-
behälter entsprechend Anlage C

1.8 Gärfutterbereitung in ortsveränderlichen
Anlagen

verboten verboten verboten verboten

1.9 Stallungen für größere Tierbestände im
Sinne von Anlage C zu errichten oder
zu betreiben

verboten verboten verboten verboten

l.l0 Freilandtierhaltung im Sinne von Anlage
BNr.3

verboten verboten, sofern die Ernährung
der Tiere nicht im wesentlichen
aus den genutzten Weide-
flächen erfolgt.

- verboten, wenn die Crasnarbe
+1ä^l i- .,-,1^i.i .,,i..1
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im Fassungs- in der engeren
bereich Schutzzone

in der weiteren Schutzzone

entspricht Zone II III A III B

l.l1 Beweidung verboten verboten

1.12 Anwendung von Pflanzenschutzmitteln verboten verboten, sofern nicht die Vorschriften des Pflan-
zenschutzrechts und die Gebrauchsanleitungen be-
achtet werden (s. Anlage B)

1.13 Anwendung von Pflanzenschutzmitteln
aus Luftfahrzeugen oder zur Bodenent-
seuchung

Yerboten verboten verboten verboten

1.14 Beregnung landwirtschaftlich oder gärt-
nedsch genutzter Flächen

verboten verboten verboten, sobald die Bodenfeuchte
70qo der nutzbaren Feldkapazität
überschreitet

1.15 Cartenbaubetriebe oder Kleingarten-
anlagen zu errichten oder zu erweitern

verboten verbotenverboten

1.16 besondere Nutzungen, Kleingartennut-
zung und Sonderkulturen (ausgenom-

men Streuobst) -s. hierzu auch Anlage
B Nr. 4 neu anzulegen oder zu erweitern

verboten verboten verboten

1.17 landwirtschaftliche Dräne und
zugehörige Vorflutgräben zu errichten
oder zu ändern

verboten verboten, ausgenommen Unterhaltungsmaßnahmen

1.18 Rodung, Umbruch von Dauergrünland
im Sinne der Anlage B

verboten verboten verboten verboten

1.19 Winterfurche verboten verboten, ausgenommen, wenn fruchtfolge-,
witterungs- und standortbedingt unvermeidbar,
jedoch möglichst nicht vor dem 15. November

1.20 ganzjährige Bodenbedeckung durch
Zwischen- od. Hauptfrucht

erforderlich, soweit fruchtfolge- und witterungsbe-
dingt möglich. Zwischenfrüchte dürfen keine Legu-
minosen sein

bei sonstigen Bodennutzungen

Veränderungen oder Aufschlüsse der
Erdoberfläche, selbst wenn Grundrvasser
nicht aufgedeckt wird, insbesondere
Fischteiche, Kies-, Sand- und Tongru-
ben, Steinbrüche, Übertagebergbaue und
Torfstiche sowie Wiederverfüllung von
Erdaufschlüssen (soweit nicht in Nrn.3
bis 6 geregelte Tätbestände vorliegen)

verboten, ausgenommen Boden-
bearbeitung im Rahmen der
ordnungsgemäßen land- und
forstwirtschaftlichen Nutzung

verboten verboten, wenn
die Schutzfunk-
tion der Deck-
schichten hier-
durch wesentlich
gemindert wird

bei Umgang mit wassergefährdenden Stoffen

3.1 Rohrleitungen für wassergefährdende
Stoffe i.S.d. $ 19 a WHG zu errichten
oder zu erweitern

verboten verboten verboten verboten

3.2 wassergefährdende Stoffe i.S.d.

$ 19 e Abs. 5 WHG, auch Pflanzen-
schutzmittel, zu lagern, abzufüllen oder
umzuschlagen

verboten verboten außerhalb von Anlagen
nach Nrn. 3.3 und 3.4, ausgenom-
men kurzfristige Lagerung in Tians-
portbehältern bis zu 50 Litern, de-
ren Dichtheit kontrollierbar ist
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im Fassungs- in der engeren
bereich Schutzzone

in der weiteren Schutzzone

entspricht Zone II III A III B

3.3 Anlagen zum Lagern, Abfüllen oder
Umschlagen von wassergefährdenden
Stoffen i.S.d. g 19 g WHG zu errichten
oder zu erweitern

verboten verboten verboten, ausgenommen
Anlagen der Gefährdungs-
stufen A u. B (vgl. An-
lage E) im Rahmen von
Haushalt und Landwirtschaft

3.4 Anlagen zum Herstellen, Behandeln
oder Verwenden von wassergefährden-
den Stoffen i.S.d. $ 19 g WHG zu er-
richten oder zu erweitern

verboten verboten

3.5 Abfau i.S.d. Abfallgesetze und bergbau-
liche Rückstände zu behandeln, zu
lagern oder abzulagern

verboten verboten Yerboten, ausgenommen vorüber-
gehende Lagerung in dichten Be-
hältefn)

3.6 Anlagen zum Lagern, Abfüllen, Um-
schlagen, Herstellen, Behandeln und
Verwenden radioaktiven Materials zu
errichten oder zu erweitern
(Anlagen i.S.d. Atomgesetzes)

verboten Yerboten verboten verboten

3.1 Anwendungen yon Pflanzenschutzmit-
teln auf Freilandflächen ohne landwirt-
schaftliche, forstwirtschaftliche oder er-
werbsgärlnerische Nutzung sowie zur
Unterhaltung von Verkehrswegen

verboten verboten verboten, wie Nummer 1.12

4. bei Abrasserbeseitigung und Abwasseranlagen

4.1 Abwasserbehandlungsanlagen zu errich-
ten oder zu erweitern

verboten verboten verboten verboten für Teich-
anlagen ohne
künstliche Sohl-
abdichtung, sofern
der natürliche
Untergrund
Durchlässigkeiten
von kf H 10'3m,/s
aufweist

4.2 Regen-undMischwasserentlastungsbau-
werke zu errichten oder zu erweitern

verboten verboten verboten

4.3 Tiockenaborte zu errichten oder zu
erweitern

verboten verboten yerboten,
ausgenommen vorüber-
gehend und mit
dichtem Behälter

4.4 Ausbringen von Abwasser verboten verboten verboten verboten

4.5 Anlagen zur Versickerung oder Versen-
kung von Abwasser (einschl. Kühlwasser
und Wasser aus Wärmepumpenanlagen)
zu errichten oder zu erweitern

verboten verboten verboten verboten, ausge-
nommen flächen-
hafte Versickerung
v. häuslichem od.
kommunalem Ab-
wasser, das über
die Mindestanfor-
derungen hinaus-
gehend gereinigt
ist, unter weitest-
gehender Einbe-
ziehung der Deck-
schichten, nach
besonderen Unter-
suchungen u. zu-
sätzlichen techni-
schen Einrich-
tungen
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im Fassungs- in der engeren
bereich Schutzzone

in der weiteren Schutzzone

entspricht Zone II lll A III B

4.6 Anlagen zur Versickerung od. Versen-
kung des von Dachflächen abfließenden
Wassers zu errichten oder zu erweitern

verboten verboten - verboten, ausge-
nommen über die
belebte Bodenzone;

- verboten für gewerbl.
Anlagen und für
Metalldächer

4.7 Anlagen zum Durchleiten oder Ableiten
von Abwasser zu errichten oder zu er-
wellern

verboten verboten verboten, ausgenommen Entwässe-
rungranlagen, deren Dicht'heit ror
Inbetriebnahme durch Druckprobe
nachgewiesen und wiederkehrend
alle 5 Jahre durch geeignete Ver-
fahren überpüft wird

5. bei Verkehrswegebau, Plätz€n mitbesonderer Zweckbestimmung, Untertage-Bergbau

5.1 Straßen, Wege und sonstige Verkehrs-
flächen zu errichten oder zu er\reitern

verboten verboten, ausge-
nommen öffentl.
Feld- u. Wald-
wege, beschränkt
- öffentl. Wege,

Eigentümerwege
u. Privatwege bei
breitflächigem
Versickern des
abfließenden
Wassers

verboten, sofern nicht die Richt-
linien für die Anlage von Straßen
in Wassergewinnungsgebieten
(RiStwag), eingeführt mit
IMBek. v. 28. 05. 82
MABI. S. 329) in der jeweils
geltenden Fassung beachtet
werden;
ansonsten veltloten
wie in Zone II

5.2 Eisenbahnanlagen zu errichten oder zu
erweitern

verboten verboten verboten verboten bei
Rangierbahnhöfen

5.3 zum Straßen-, Wege-, Eisenbahn- und
Wasserbau wassergefährdende auslaug-
und auswaschbare Materialien (2. B.
Schlacke. Bauschu . Teer, Imprägnier-
mittel o. ä.) zu verwenden

verboten verboten verboten verboten

5.4 Bade- und Zeltplaoe einzurichten oder
zu erweltern;
Cämping aller Art

verboten Yerboten verboten ohne Abwasserentsor-
gung über eine dichte Sammel-
entwässerung unter Beachtung
von Nr. 4.7

5.5 Spofianlagen zu errichten oder zu
erweitern

verboten verboten - verboten ohne Abwasserent-
sorgung über eine dichte
Sammelentwässerung.unter
Beachtung von Nr. 4.7

- verboten für Tontauben-
schießanlagen

5.6 Sportveranstaltungen durchzuführen verboten verboten - verboten für
Großveranstaltungen
außerhalb von
Sportanlagen;

- verboten für Motor-
spon

5.7 Friedhöfe zu errichten oder zu
erweitern

verboten Yerboten
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im Fassungs- in der engeren
bereich Schutzzone

in der weiteren Schutzzone

entspricht Zone II III A III B

5.8 Flugplätze einschl. Sicherheitsflächen,
Notabwurfplätze, militärische Anlagen
und Übungsplätze zu errichten oder zu
erwertern

verboten verboten verboten verboten

5.9 Militärische Ubungen durchzuführen verboten verboten, ausgenommen das Durchfahren auf klassi-
fizierten Straßen

5.10 Baustelleneinrichtungen, Baustofflager
zu errichten oder zu erweitern

verboten verboten

5.11 Untertage-Bergbau, T[]nnelbauten verboten verboten verboten verboten

5.12 Durchführung von Bohrungen verboten verboten, ausgenommen bis zu I m Tiefe im Rah-
men von Bodenuntersuchungen

5.13 Düngen mit mineralischen Stickstoff-
düngern (ohne Nr. 1.2)

verboten, wenn nicht die zeit- und bedarfsrechte
Düngung nachprüfbar dokumentiert wird

verboten

5.14 Beregnung verb0ten
wie Nr. l.l4

verboten
wie Nr. l.l4

verboten verboten
wie Nr. l.l4 wie Nr. 1.14

6. bei baulichen Anlagen allgemein

6.1 Bauliche Anlagen zu
errichten oder zu erweiteln

verboten verboten verboten, sofern
Abwasser nicht
in eine dichte
Sammelent-
wässerung ein-
geleitet wird
unter Beachtung
von Nr. 4.7

verboten, sofern
Gründungssohle
tiefer als 2 m
über dem höch-
sten Grundwas-
serstand liegt

verboten, sofern
Abwasser nicht
in eine dichte
Sammelent-
wässerung einge-
leitet wird unter
Beachtung von
Nr.4.7

verboten, sofern
Cründungssohle
tiefer als der
höchste Grund-
wasserstand liegt

6.2 Ausweisung neuer Baugebiete im Rah-
men der Bauleitplanung

verboten verboten verboten

7. Betreten verboten

Die Verbote des Absatzes l, Nummern 4.7, 5.12, 6.1 und 7 gelten nicht für Handlungen im Rahmen der Wasserge-

winnung und -ableitung des Tiägers der öffentlichen Wasseryersorgung, die durch diese Verordnung geschützt isr.

$4
Ausnahmen

Das Landratsamt Würzburg kann von den Verboten des 0 3 Ausnahmen zulassen, wenn

l. das Wohl der Allgemeinheit die Ausnahmen erfordert, oder

2. das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führen würde und das Gemeinwohl der Ausnahme nicht
entgegensteht.

Die Ausnahme ist widerruflich; sie kann mit Bedingungen und Auflagen verbunden werden und bedarf der
Schriftform.
Im Falle des Widerrufs kann das Landratsamt Würzburg vom Grundstückseigentümer verlangen, daß der frühere
Zustand wieder hergestellt wird, sofern es das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere der Schutz der Wasserversor-
gung erfordert.

(2)

(l)

(2)

(3)
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8<
Beseitigung und Anderung bestehender Einrichtung€n

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grund-
stücken innerhalb des Schutzgebietes haben die Beseiti-
gung oder die Anderung von Einrichtungen, die im
Zeitpunkt des Inkmfttretens dieser Verordnung beste-
hen und deren Bestand, Errichtung, Erweiterung oder
Betrieb unter die Verbote des $ 3 fallen, auf Anordnung
des Landratsamtes Würzburg zu dulden, sofern sie
nicht schon nach anderen Vorschriften verpflichtet
sind, die Einrichtung zu beseitigen oder zu ändern.

(Z)Für Maßnahme nach Abs. 1 ist nach den S$ 19 Abs. 3,
20 WHG und Art. 74 BayWG Entschädigung zu
leisten.

s6
Kennzeichnung des Schutzgebi€t€s

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grund-
stücken innerhalb des Schutzgebietes haben zu dulden,
daß die Grenzen des Fassungsbereiches und der Schutzzo-
nen durch Aufstellen oder Anbringen von Hinweiszeichen
kenntlich gemacht werden.

$7
Kontrollmaßnahm€n, Beratung und

Aufzeichnungspllichten

(l) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grund-
stücken innerhalb des Schutzgebietes haben Probenah-
men von im Schutzgebiet zum Einsatz bestimmten
Düngemitteln und Pfl anzenschutzmitteln durch Beauf-
tragte des Landratsamtes Würzburg zur Köntrolle der
Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung zu
dulden.

(2)Sie haben ferner die Entnahme von Boden-,
Vegetations- und Wasserproben und die hierzu notwen-
digen Verrichtungen auf den Grundstücken im Wasser-
schutzgebiet durch Beauftragte des Landratsamtes
Würzburg zu dulden.

(3) lst auf einem oder mehreren Grundstücken des Eigen-
tümers oder Nutzungsberechtigten eine nicht ord-
nungsgemäße Düngung ($ 3 Abs. I Nr. 1.2 und Anlage
D) festgestellt, kann der Wasserversorger verlangen,
daß das Aufbringen von stickstoffhaltigen Düngern
nur entsprechend einer Düngeempfehlung durch das
Amt für Landwirtschaft und Ernährung oder eine an-
dere vergleichbare Fachinstitution erfolgt.

(4)Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grund-
stücken innerhalb des Schutzgebietes können zur Füh-
rung einer Schlagkartei (vgl. Anlage B Abs. 2 und An-
lage D Nr.4) verpflichtet werden, sofern nach f€stge-
stelller. bew irt scha [t u ngsbed ingter Überschreirung des
N-min-Grenzwertes von 35 kg/ha bzw. 45 kglha je
nach Bodentiefe (vgl. $ 3 Nr. 1.2) im Folgejahr nach
fachlicher Bemtung (Abs. 3 u. Anlage D Nr. 3) der N-
min-Gehalt erneut deutlich über der 35 bzw. 45 ke/ha-
Marke liegt.

Den Nachweis der nicht ordnungsgemäßen Düngung
nach $ 3 Abs. I Nr. 1.2 der Verordnung hat der Waseer-
versorger zu fiihren.

$E
Entschedigung und Ausgleich

(l) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser Ver-
ordnung ergehende Anordnung eine Enteignung dar-
stellt, ist über die Fälle des $ 5 hinaus nach den $$ 19

Abs. 3 und 20 WHG und Art. 74 BayWC Entschädi-
gung zu leisten.

(2) Soweit diese Verordnung oder eine aufgrund dieser Ver-
ordnung ergehende Anordnung die ordnungsgemäße
land- und forstwirtschaftliche Nutzung beschränken,
ist für die dadurch verursachten Nachteile ein angemes-
sen€r Ausgleich gem. $ 19 Abs. 4 und Art. 74 Abs. 6
BayWC zu leisten.

$e
Untersuchungspflicht

Der Träger der Wasserversorgungsanlage führt die N-min-
Unlersuchung (Probenahme und Analyse) gem. $ 3 Abs.
I Nr. 1.2 selbst oder durch Beauftragte aus, übermittelt die
N-min-Werte an das Amt für Landwirtschaft und trägt die
anfallenden Kosten,

$10
Ordnungswidrigkeiten

Nach $ 4l Abs. I Nr. 2, Abs.2 WHG kann mit Geldbuße
bis zu hunderttausend Deutsche Mark belegt werden, wer
vorsätzlich oder fahrlässig,

1. einem Verbot nach $ 3 Abs. I zuwiderhandelt,

2. eine nach $ 4 ausna.hmsweise zugelassene Handlung
vornimmt, ohne die" mit der Ausnahme verbundenen
Bedingungen und Auflagen zu befolgen,

3. Anordnungen oder Maßnahmen nach gg 5 - 7 nicht
duldet oder angeordnete Handlungen nicht befolgt.

s11
Inkrafttr€ten

1. Diese Verordnung tritt am Täge nach ihrer Bekanntma-
chung im Amtsblatt für den Landkreis Würzburg in
Kraft.

2. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Landratsamtes
würzburg vom 28. 03. 1990 (Amtsblatt des Landkreises
Würzburg rom ll. 04. 1990, Nr. 18) übei das Wasser-
schutzgebiet der Gemeinde Margetshöchheim außer
Kraft.

Landratsamt Würzburg
Würzburg 20. 10. 1995

Dr. Schreier, Landrat

5 Anlagen:

- Anlage A: Übersichtslageplan, M I : 25.000

- Anlage B: Begriffsbestimmungen und Hinweise

- Anlage C: Maßgaben zu den Nrn. 1.4, 1.5 und 1.7

- Anlage D: Bodenproben

- Anlage E: Täbelle "Gefährdungsstufen"
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Anlaqe A

Übersichtslageplan des Wasserschutzgebietes der Gemeinde Margetshirhheim
Maßstab 1 : 25000

\:\



Anlage B

Begdffsb€stimmungen und Hinweise

l. Ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche Nut-
zung muß im Einklang mit allen einschlagigen Geset-
zen, Rechtsvorschriften und anerkannten fachlichen
Regeln stehen. Sie hat insbesondere nicht allein den
Anforderungen des Düngemittelrechts, sondern u. a.

auch des Wasserhaushaltsgesetzes zü genügen:

Eine ordnungsgemäße Düngung erfordert insbesondere

- eine pflanzenbedarfsgerechte Dosierung, was in der
Regel auch die Aufteilung in mehrere Einzelgaben zu
günstigen Zeitpunkten beinhaltet.

- Dies ist in der Regel möglich mit Hilfe eine Dünge-
konzeptes auf der Grundlage von Bodenuntersu-
chungen oder gleichwertigen Bodehbeurteilungen,
wobei auch die atmosphärischen Stickstoffeinträge
zu berücksichtigen sind.

Die ordnungsgemäße Anwendung von Pflanzen-
behandlungs- und Schädlingsbekämpfungsmitteln
(PBSM) erfordert insbesondere

- eine nachweisbare entsprechende fachliche Qualifi-
kation und Zuverlässigkeit ($ 10 PflSchG)

- das Vorgehen nach den Grundsätzen des integrierten
Pflanzenschutzes ($ 6 Abs. 1 Satz 2 PflSchG) wie
Schadschwellemprinzip und Vorrangigkeit mechani
scher Methoden

- die strikte Beachtung der Gebrauchsanleitungen,
insbesondere W-Auflagen.

2. Um die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Nutzung
dauerhaft und ohne unnötige Ertragseinbußen sicher-
zustellen und um insbesondere eine gezielte Beratung
zu ermöglichen, ist eine Schlagkartei zweckdienlich,
aus der für das betreffende Flurstück (Grünland ausge-
nommen) hervorgeht:

- Bodenart

- aktuelle Frucht (Art; Anbauzeilpunkt)

- Vorfrucht (Art; Erntezeitpunkt; Rückstände: abge-
fahren, eingearbeitet?)

- Düngebedarfsermittlung (Methode; Ausgangsdaten;
Resultat)

- Einzelangaben (Zeitpunkt; Art; Menge; bei Wirt-
schaftsdünger zusätzlich: Nährstoffgehalt)

-Pflanzenschutz 
(Art: mechanisch/PBSM?; Zeit-

punkt; bei PBSM-Einsatz zusätzlich: Präparat,
Menge, Witterung, Angaben zur Schadschwelle)

3. Freilandtierhaltung liegt vor, wenn sich die Tiere über
längere zeiträume (ganzjährig oder saisonal) ganztägig

im Freien aufhalten.

4. Als besondere Nutzungen gelten folgende landwirt-
schaftliche oder erwerbsgärtnerische Nutzungen:

- Sonderkulturen (2. b. Rhabarber, Erdbeeren, Him-
beeren, etc.)

- Weinbau

- Obstbau, ausgenommen Streuobst

- Hopfenanbau

- Täbakanbau '

- Gemüseanbau, ausgenommen Feldgemüse

- Baumschulen und forstliche Pflanzgärten

5. Als Dauergrünland gelten alle Flächen, die nach ihren
Standortbedingungen nur für Grünlandnutzung ge-
eignet sind, oder diese seit 5 Jahren yor Inkrafttreten
der wasserschutzgebietsverordnung als Grünland ge-

nutzt worden sind.

Anlage C

Maßgaben zu den Nrn. 1.4, 1.5 und 1.7

1. Als Grundanforderung für alle Anlagen ist der "Kata-
1og wasserwirtschaftlicher Anforderungen an Anlagen
zum Lagern und Abfüllen von Jauche, Gülle, Festmist,
Silagesickersäften" (Anforderungskatalog JGS-An-
lagen) zu beachten.

Güllesammelräume unter Spaltenböden sind hinsicht-
lich der baulichen Anforderunsen wie Tiefbehälter zu
behandeln.

Sofern fü Neuanlagen oder Anderungen bestehender
Anlagen oder Anlagenteile keine baurechtliche Geneh-
migung erforderlich ist, sind vor der Anzeige nach Art.
37 BayWG die Planunterlagen dem Wasserwirtschaft-
samt zur Prüfung vorzulegen. Vor Inbetriebnahme ist
die Dichtheit nachzuweisen.

Die Kontrollen richten sich nach dem Anforderungska-
talog JGS-Anlagen. Die Dichtheit der Behälter und
Sammeleinrichtungen ist alle 5 Jahre zu überprüfen.

Bei Stallungen für größere Tierbestände, d.h. über ei-
nem Aquivalent von 40 Düngeinheiten, ist das erforder-
liche Speichervolumen auf mind. zwei Behälter aufzu-
teilen. 40 Dungeinheiten (: 3.200 kg Stickstoff pro
Jahr) fallen bei folgenden Höchststückzahlen fü ein-
zelne Tierarten an:

- Milchkühe 40 srück (1 stück = 1,0 DE)

- Mastbullen 65 Stück (1 Stück = 0,62 DE

- Mastkälber,
Jungmasrrinder 150 srück (1 stück = o,27 DE)

- Mastschweine 300 Stück (1 Stück = 0,13 DE)

- Legehennen,
Mastputen 3.500 Stück (100 Stück : 1,14 DE)

- sonstiges Mastgeflügel

3.

10.000 srück 000 stück : 0,4 DE)

3.1 Bei Flüssigmistverfahren darf der Tierbestand 80
Dungeinheiten je Stallung bzw 120 Dungeinheiten je
Hofstelle nicht überschreiten.

Bei mehreren Tierarten auf einer Hofstelle sind die
entsprechenden Dungeinheiten aufzusurirmieren.

3.2 Bei Stallungen mit Festmistverfahren ist bei Tierbe-
ständen über 60 Dungeinheiten das erforderliche
Speichervolumen für Jauche auf mind. 2 Behälter
aufzuteilen.

Der Tierbestand darf 80 Dungeinheit je Stallung bzw.
160 Dungeinheiten je Hofstelle nicht überschreiten.
Bei mehreren Tierarten auf einer Hofstelle sind die
entsprechenden Dungeinheiten aufzusummieren.

3.3 Bei gemischten Entmistungsverfahren sind die max.
Tierbestände je Hofstelle anteilig entsprechend 3.1
.und 3.2 zl ermitteln.
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Anlage D

l. Die Gemeinde entnimmt um den 01. 12. stichprobenar-
tig Bodenproben auf Parzellen im Wasserschutzgebiet.

2. Liegt das Ergebnis einer Bodenprobe deutlich über den
anzustrebenden Werten, überprüft die Gemeinde in Zu-
sammenarbeit mit den Fachbehörden unter Zugrunde-
legung der weiteren Bodenproben auf vergleichbaren
Parzellen, ob der erhöhte N-Wert durch klimatische
Einflüsse oder durch die Bewirtschaftung bedingt ist.

3. Liegen Anhaltspunkte dafür vor, daß der erhöhte
N-Wert auf die Bewirtschaftung zurückzuführen ist,
werden die Fachbehörden um eine eingehende fachliche
Beratung des Bewirtschafters gebeten. Zusätzlich wird
der Bewirtschafter verpflichtet, in den folgenden drei
Jahren nur entsprechend einer auf einer Frühjahrsbo-
denprobe basierenden Düngeempfehlung zu düngen.

4. Liegen die N-Werte im Folgejahr erneut deutlich über
den anzustrebenden n-min-Werten, kann die Führung
einer Schlagkartei angeordnet werden.

Anlage E

Das Volumen der Anlage und die Geliihrlichkeit werden
durch die in der folgenden Thbelle dargestellten Gefähr-
dungsstufen be cksichtigt; bei gasförmigen Stoffen ist
deren Masse anzusetzen. Für Anlagen mit Stoffen, deren
Wassergefährdungsklasse nicht sicher bestimmt ist, wird
die Anforderungsstufe nach WKG 3 ermittelt.

WGK

Volumen in m3

< 0,1 Stufe A Stufe A Stufe A Stufe A

> 0,1 < 1,0 Stufe A Stufe A Stufe A Stufe C

> 1,0 < 10 Stufe A Stufe A Stufe B Stufe C

> 10 < 100 Stufe A Stufe A Stufe C Stufe D

> 100 < 1000 Stufe A Stufe B Stufe D Stufe D

> 1000 stufe A stufe c Stufe D Stufe D

LANDRATSAMT Dr. Schreier, Landrat

Heräusgeber0ndtÜrden|nha|tveran&on|ich:Landralsamtwül2bur9'z€ppe|instra
wöchenttich. D€r Bezugspreis belrigt im Abonnsm€nt jährllch 3C- DM zuzüglich Ponokost€n. Beslellungen beim Landiaisanl Wülzbu€, Postlach, 97067 Würzburg.

Druck: Schnelldruck Wlngenleid, ochseniud.

- 88-


